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Der Bescheid des Beklagten vom 30.4.2015 in der Fassung der
Ã�nderungsbescheide vom 8.5.2015, 17.6.2015 und 24.7.2015 wird abgeÃ¤ndert,
der Widerspruchsbescheid vom 23.7.2015 aufgehoben und der Beklagte
verpflichtet, der KlÃ¤gerin auch fÃ¼r den Zeitraum 1.4.2015 bis 23.4.2015
Leistungen nach dem SGB II in gesetzlichem Umfang zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte hat die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten der KlÃ¤gerin zu
tragen.

Die Berufung wird zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt Leistungen nach dem Sozialgesetzbuch (SGB) II fÃ¼r die Zeit
vom 1.4.2015 bis 23.4.2015.

Die 1971 auf Kuba geborene KlÃ¤gerin ist Mutter von zwei 1997 und 1999
geborenen Kindern. Seit 1999 ist sie mit einem 1947 geborenen Deutschen
verheiratet und mittlerweile deutsche StaatsangehÃ¶rige. Ihr Ehemann bezieht
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Altersrente. 2013 beantragte die Familie erstmals Leistungen nach dem SGB II, die
ihnen aber wegen mangelnder HilfebedÃ¼rftigkeit abgelehnt wurden. Die KlÃ¤gerin
erhielt in der Folge Kinderzuschlag (KIZ) von der Familienkasse. Den
Weiterbewilligungsantrag lehnte die Familienkasse mit Bescheid vom 19.3.2015 ab
und verwies auf das Jobcenter. Am 9.4.2015 stellte der Ehemann der KlÃ¤gerin im
Rahmen einer persÃ¶nlichen Vorsprache beim Beklagten Antrag auf Leistungen
nach dem SGB II, wobei er angab, dass sich die KlÃ¤gerin derzeit in Kuba aufhalte
und am 24.4.2015 zurÃ¼ckkehren werde. Mit an die KlÃ¤gerin adressierten
Bescheid vom 30.4.2015 gewÃ¤hrte der Beklagte (im Hinblick auf die Kosten der
Unterkunft und Heizung vorlÃ¤ufig) Leistungen nach dem SGB II fÃ¼r die beiden
Kinder ab 1.4.2015 bis 30.9.2015. Der KlÃ¤gerin bewilligte der Beklagte â�� ohne
dies zu begrÃ¼nden â�� Leistungen fÃ¼r die Zeit vom 24.4.2015 bis 30.9.2015.
Dabei legte der Beklagte die Kosten der Unterkunft und Heizung fÃ¼r die Zeit vom
1.4.2015 bis 23.4.2015 auf drei Wohnungsnutzer um und ab 24.4.2015 auf vier
Nutzer. Am 8.5.2015 legte der Ehemann der KlÃ¤gerin Widerspruch ein mit der
BegrÃ¼ndung, dass fÃ¼r ihn die Ablehnung des KIZ-Antrages und damit die
Erforderlichkeit der Meldung beim Jobcenter nicht absehbar gewesen seien. Er halte
es nicht fÃ¼r gerechtfertigt, dies der KlÃ¤gerin zum Nachteil werden zu lassen. Im
Ã�brigen lÃ¤gen Krankmeldungen fÃ¼r sie fÃ¼r April vor, sodass sie nicht zur
Vermittlung zur VerfÃ¼gung gestanden habe. Mit Ã�nderungsbescheiden vom
8.5.2015 und 17.6.2015 justierte der Beklagte die Bewilligung von Kosten der
Unterkunft und Heizung bzw. die BerÃ¼cksichtigung von Wohngeld nach. Mit
Schreiben vom 25.6.2015 fragte der Beklagte an, in welchem Zeitraum und zu
welchem Zweck sich die KlÃ¤gerin in Kuba aufgehalten habe. Laut Aktenvermerk
des Beklagten Ã¤uÃ�erte die KlÃ¤gerin in einer persÃ¶nlichen Vorsprache am
13.7.2015, dass sie am 31.1.2015 in Kuba eingereist und am 24.4.2015 wieder
ausgereist sei. Sie habe am 28.1.2015 einen Anruf bekommen, wonach ihr Vater auf
der Intensivstation sei. Daraufhin habe sie am 29.1.2015 den Hinflug fÃ¼r den
31.1.2015 und den RÃ¼ckflug fÃ¼r den 24.4.2015 gebucht. Ihr Vater sei dann vor
ihrer Ankunft verstorben, die Beerdigung habe am 1.2.2015 stattgefunden. Mit
Widerspruchsbescheid vom 23.7.2015 wies der Beklagte den Widerspruch mit der
BegrÃ¼ndung zurÃ¼ck, dass nach Â§ 7 Abs. 4a SGB II Leistungsberechtigte keine
Leistungen erhielten, wenn sie sich ohne Zustimmung des zustÃ¤ndigen TrÃ¤gers
auÃ�erhalb des zeit- und ortsnahen Bereichs aufhielten und deshalb nicht fÃ¼r die
Eingliederung in Arbeit zur VerfÃ¼gung stÃ¼nden. Eine vorherige Zustimmung
liege nicht vor. Nur in begrÃ¼ndeten AusnahmefÃ¤llen kÃ¶nne die Zustimmung
auch nachtrÃ¤glich erteilt werden. Ein solcher liege nicht vor. PrimÃ¤rer Grund der
Reise sei die Erkrankung des Vaters gewesen. Bei Antragstellung im April sei dieser
bereits seit zwei Monaten verstorben gewesen und eine Ortsabwesenheit aus
diesem Grund nicht mehr notwendig gewesen. Eine Abwesenheit von lÃ¤nger als
sechs Wochen sei nur insgesamt ohne LeistungsgewÃ¤hrung mÃ¶glich. Die
KlÃ¤gerin habe sich insgesamt zwÃ¶lf Wochen in Kuba aufgehalten. Daher sei sie
von Leistungen ausgeschlossen. Aufgrund Ausbildungsbeginns des Ã¤ltesten Kindes
hob der Beklagte mit Bescheid vom 24.7.2015 die Leistungsbewilligung an die
KlÃ¤gerin und ihre Familienmitglieder ab 1.8.2015 auf.

Am 10.8.2015 ist die Klage beim Sozialgericht Kassel eingegangen.
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Die KlÃ¤gerin ist der Meinung, dass der Beklagte eine nachtrÃ¤gliche Zustimmung
zu erteilen habe, weil ihre Eingliederung in Arbeit nicht gefÃ¤hrdet gewesen sei. Sie
behauptet unter Berufung auf vorgelegte Unterlagen, dass sie vom 23.3.2015 bis
25.4.2015 in Kuba krankgeschrieben gewesen und behandelt worden sei.

Die KlÃ¤ger beantragt,
den Bescheid des Beklagten vom 30.4.2015 in der Fassung der
Ã�nderungsbescheide vom 8.5.2015, 17.6.2015 und 24.7.2015 abzuÃ¤ndern, den
Widerspruchsbescheid vom 23.7.2015 aufzuheben und den Beklagten zu
verpflichten, der KlÃ¤gerin Leistungen nach dem SGB II auch fÃ¼r den Zeitraum
1.4.2015 bis 23.4.2015 zu gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,
die Klage abzuweisen.

Der Beklagte hÃ¤lt an seinen Entscheidungen im Verwaltungs- und
Widerspruchsverfahren fest. ErgÃ¤nzend verweist er auf die Intention des
Gesetzgebers, missbrÃ¤uchlichen Leistungsbezug aus dem Ausland verhindern zu
wollen. Selbst unter Betrachtung des Monatsprinzips (Â§ 37 Abs. 2 S. 2 SGB II) habe
die Abwesenheit der KlÃ¤gerin drei Wochen Ã¼berschritten. In der mÃ¼ndlichen
Verhandlung am 16.2.2016 hat der Beklagte zusÃ¤tzlich die Auffassung vertreten,
dass fÃ¼r einen Antrag auf Leistungen nach dem SGB II zwingend eine
persÃ¶nliche Vorsprache zu erfolgen habe.

Wegen der weiteren Einzelheiten und Unterlagen, insbesondere des weiteren
Vorbringens der Beteiligten, wird auf die Gerichtsakte und die beigezogene Akte des
Beklagten Bezug genommen, die Gegenstand dieser Entscheidung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Klage hat Erfolg. Sie ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

Die Klage ist zulÃ¤ssig. Sie ist insbesondere als kombinierte Anfechtungs- und
Leistungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 54 Abs. 1 und 4 Sozialgerichtsgesetz (SGG) statthaft.
Die Sachurteilsvoraussetzungen liegen vor.

Die Klage ist auch begrÃ¼ndet. Der Bescheid des Beklagten vom 30.4.2015 in Form
der Ã�nderungsbescheide vom 8.5.2015, 17.6.2015 und 24.7.2015 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 23.7.2015 ist rechtswidrig und verletzt die KlÃ¤gerin
in ihren Rechten. Die KlÃ¤gerin hat auch im Zeitraum 1.4.2015 bis 23.4.2015
Anspruch auf Leistungen nach dem SGB II.

GemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 1 S. 1 SGB II erhalten Leistungen nach dem SGB II Personen, die
1. das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach Â§ 7a noch nicht erreicht
haben,
2. erwerbsfÃ¤hig sind,
3. hilfebedÃ¼rftig sind und
4. ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben.

                               3 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGB_II/37.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/54.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_II/7.html


 

Diese Voraussetzungen werden von der KlÃ¤gerin im Zeitraum April bis Juli 2015
nach Meinung beider Beteiligter und zur Ã�berzeugung der Kammer erfÃ¼llt.
Insbesondere ist der gewÃ¶hnliche Aufenthalt der KlÃ¤gerin in der Bundesrepublik
Deutschland durch ihren knapp dreimonatigen Aufenthalt in Kuba nicht tangiert
(vgl. BSG vom 19.10.2010 B 14 AS 50/10 R, zitiert nach juris).

Die KlÃ¤gerin ist im Zeitraum 1.4.2015 bis 23.4.2015 auch nicht von Leistungen
nach dem SGB II ausgeschlossen. Ein solcher Ausschluss ergibt sich insbesondere
nicht aus Â§ 7 Abs. 4a SGB II. Dabei sind die vom Gesetzgeber mit dem Gesetz zur
Ermittlung von Regelbedarfen vom 24.3.2011 vorgenommenen Ã�nderungen nicht
in Kraft. Bis zum Inkrafttreten einer nach Â§ 13 Abs. 3 SGB II erlassenen
Rechtsverordnung gilt gemÃ¤Ã� Â§ 77 Abs. 1 SGB II die 2006 mit dem
Fortentwicklungsgesetz als scharfe Sanktion des Leistungsausschlusses in das
Gesetz aufgenommene Fassung des Â§ 7 Abs. 4a SGB II (im Folgenden mit "a.F."
bezeichnet). Danach erhÃ¤lt Leistungen nach dem SGB II nicht, wer sich ohne
Zustimmung des persÃ¶nlichen Ansprechpartners auÃ�erhalb des insbesondere in
der Erreichbarkeits-Anordnung (EAO) vom 23.10.1997 (ANBA 1997, 1685),
geÃ¤ndert durch die Anordnung vom 16.11.2001 (ANBA 2001, 1476), definierten
zeit- und ortsnahen Bereiches aufhÃ¤lt; die Ã¼brigen Bestimmungen dieser
Anordnung gelten entsprechend.

GemÃ¤Ã� Â§ 3 Abs. 1 S. 1 EAO steht ein Aufenthalt auÃ�erhalb des zeit- und
ortsnahen Bereich der VerfÃ¼gbarkeit bis zu drei Wochen im Kalenderjahr nicht
entgegen, wenn das Arbeitsamt vorher seine Zustimmung erteilt hat. Nach S. 2 soll
das Arbeitsamt in den ersten drei Monaten der Arbeitslosigkeit die Zustimmung nur
in begrÃ¼ndeten AusnahmefÃ¤llen erteilen. GemÃ¤Ã� S. 3 darf die Zustimmung
jeweils nur erteilt werden, wenn durch die Zeit der Abwesenheit die berufliche
Eingliederung nicht beeintrÃ¤chtigt wird. Laut Abs. 3 kann in FÃ¤llen
auÃ�ergewÃ¶hnlicher HÃ¤rten, die aufgrund unvorhersehbarer und fÃ¼r den
Arbeitslosen unvermeidbarer Ereignisse entstehen, die Drei-Wochenfrist vom
Arbeitsamt tageweise, hÃ¶chstens um drei Tage verlÃ¤ngert werden. GemÃ¤Ã�
Abs. 4 findet Abs. 1 keine Anwendung, wenn sich der Arbeitslose
zusammenhÃ¤ngend lÃ¤nger als sechs Wochen auÃ�erhalb des zeit- und ortsnahen
Bereichs aufhalten will.

Die Voraussetzungen fÃ¼r einen Leistungsausschluss gemÃ¤Ã� Â§ 7 Abs. 4a SGB II
a.F. sind dem Wortlaut nach erfÃ¼llt. Die KlÃ¤gerin hat sich ohne Zustimmung ihres
persÃ¶nlichen Ansprechpartners Ã¼ber drei Wochen auÃ�erhalb des zeit- und
ortsnahen Bereiches aufgehalten. Dabei kann die Kammer an dieser Stelle
dahinstehen lassen, ob auf den gesamten Zeitraum ihrer Abwesenheit (31.1.2015
bis 23.4.2015) oder nur auf den davon in den Leistungsbezug fallenden Zeitraum
(1.4.2015 bis 23.4.2015) abzustellen ist. Selbst bei Abstellen auf letzteren Zeitraum
war die KlÃ¤gerin lÃ¤nger als drei Wochen ortsabwesend. Nicht abzustellen ist nach
Auffassung der Kammer aufgrund der Regelung des Â§ 37 Abs. 2 S. 2 SGG auf die
Zeit von Antragstellung am 9.4.2015 bis 23.4.2015.

Einen Anspruch auf nachtrÃ¤gliche Zustimmung zur Abwesenheit hat die KlÃ¤gerin
nicht.
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Eine nachtrÃ¤gliche Zustimmung ist im Gesetz lediglich vorgesehen, wenn der
Antrag auf Zustimmung vor Abreise gestellt und nur nicht rechtzeitig vom
Beklagten bearbeitet wurde oder aber deshalb nicht gestellt werden konnte, weil
der Beklagte am Tag der beabsichtigten Antragstellung nicht geÃ¶ffnet hatte. Im
Ã�brigen ist bei fehlender Antragstellung nach dem Gesetz ohne Relevanz, ob die
Zustimmung zu erteilen gewesen wÃ¤re oder nicht (vgl. LSG NRW vom 6.4.2011
â�� L 19 AS 2044/10 NZB; jurisPK, SGB II, Â§ 7 Rn. 271, alle zitiert nach juris).

Allerdings lÃ¤sst die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit in Ziff. 6.3.4 ihrer "Fachlichen
Hinweisen" zu, dass in begrÃ¼ndeten AusnahmefÃ¤llen auch nachtrÃ¤glich eine
Zustimmung erteilt werden kÃ¶nne. Bei den fachlichen Hinweisen handelt es sich
nicht um Regelungen mit Normcharakter, sondern lediglich um interne Hinweise
und damit um reines Verwaltungsbinnenrecht, welches die Gerichte nicht bindet
(vgl. LSG S.-A. vom 10.12.2014 â�� L 5 AS 997/13 B ER, zitiert nach juris). Jedoch
ergibt sich aus ihnen eine Rechtswirkung im staatlichen Innenbereich, die zur
Bindung der innerhalb der Verwaltungsorganisation nachgeordneten BehÃ¶rden
fÃ¼hrt, weil damit die durch die LeistungstrÃ¤ger zu treffende
Ermessensentscheidung weitgehend determiniert ist (vgl. SG Leipzig vom 16.6.2015
â�� S 24 AS 2264/14, zitiert nach juris). Bei der gerichtlichen Kontrolle von
Ermessensentscheidungen sind die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit auf die
PrÃ¼fung von Ermessensfehlern beschrÃ¤nkt, d.h. auf die PrÃ¼fung, ob der
LeistungstrÃ¤ger seiner Pflicht zur ErmessensbetÃ¤tigung nachgekommen ist
(Ermessensnichtgebrauch), mit seiner Entscheidung die gesetzlichen Grenzen des
ihm eingerÃ¤umten Ermessens Ã¼berschritten, d.h. eine nach dem Gesetz nicht
zugelassene Rechtsfolge gesetzt (ErmessensÃ¼berschreitung) oder von dem
Ermessen in einer dem Zweck der ErmÃ¤chtigung nicht entsprechenden Weise
Gebrauch gemacht (AbwÃ¤gungsdefizit und Ermessensmissbrauch) hat (vgl. Hess.
LSG vom 23.11.2012, L 5 R 536/11, zitiert nach beck-online; KasselerKommentar,
SGB X, Â§ 39 Rn. 9-14). Es besteht nur ein Anspruch auf pflichtgemÃ¤Ã�e
Ermessensentscheidung, jedoch grundsÃ¤tzlich â�� von den FÃ¤llen der
Ermessensreduktion auf Null abgesehen â�� kein Anspruch auf eine bestimmte
Entscheidung des Beklagten (vgl. Hess. LSG vom 23.11.2012, aaO, mwN). Das
Gericht darf bei der ErmessensÃ¼berprÃ¼fung nicht sein eigenes Ermessen an die
Stelle des Verwaltungsermessens setzen.

Ausgehend von diesen GrundsÃ¤tzen erweisen sich die Entscheidungen des
Beklagten als fehlerhaft. Der Beklagte hat zwar â�� jedenfalls im
Widerspruchsbescheid vom 23.7.2015 â�� ausdrÃ¼cklich geprÃ¼ft, ob ein
begrÃ¼ndeter Ausnahmefall vorliegt, der eine nachtrÃ¤gliche Zustimmung
ermÃ¶glicht. Dass er dabei primÃ¤r auf den Zweck der Reise (Erkrankung des
Vaters) abstellt, der bereits Anfang Februar weggefallen ist, ist aus Sicht der
Kammer nicht zu beanstanden. Allerdings hat der Beklagte nach Auffassung der
Kammer mit der Zeit vom 31.1.2015 bis 23.4.2015 nicht den richtigen Zeitraum ins
Auge genommen. Es stand dem Beklagten nach Auffassung der Kammer nicht zu,
die Zeit vor dem 1.4.2015, d.h. vor dem Moment, auf den der Leistungsantrag vom
9.4.2015 gemÃ¤Ã� Â§ 37 Abs. 2 S. 2 SGB II zurÃ¼ckwirkt, zu bewerten. Da jedoch
auch der Zeitraum 1.4.2015 bis 23.4.2015 oberhalb der generell
zustimmungsfÃ¤higen drei Wochen liegt, vermag die Kammer jedenfalls keine
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Ermessensreduktion auf Null zu sehen. Damit kommt unter dem Gesichtspunkt der
nachtrÃ¤glichen Zustimmung im vorliegenden Fall maximal eine Verpflichtung des
Beklagten zur Neubescheidung in Betracht, mit der dem klÃ¤gerischen Begehren
nicht vollstÃ¤ndig entsprochen wÃ¤re.

Aus Sicht der Kammer ist der Leistungsausschluss nach Â§ 7 Abs. 4a SGB II a.F. auf
den Fall der KlÃ¤gerin jedoch nicht anwendbar.

Dabei schlieÃ�t sich die Kammer allerdings ausdrÃ¼cklich nicht der Auffassung der
KlÃ¤gerin an, dass der Leistungsausschluss bei ihr nicht greife, weil wegen
Krankheit ihre Vermittlung in Arbeit nicht gefÃ¤hrdet gewesen sei (siehe dazu LSG
Hamburg vom 23.5.2013 â�� L 4 AS 67/12; SG Berlin vom 21.8.2013 â�� S 205 AS
5324/11; Hauck/Noftz, SGB II, Â§ 7 Rn. 259, alle zitiert nach juris).

Die Formulierung "und deshalb nicht fÃ¼r die Eingliederung in Arbeit stehen" findet
sich in dem 2015 gÃ¼ltigen Â§ 7 Abs. 4a S. 1 SGB II a.F. nicht, sondern hat erst in
die bislang nicht in Kraft getretene Version der Norm vom 24.3.2011 Eingang
gefunden. Der Wortlaut des 7 Abs. 4a S. 1 SGB II a.F. stÃ¼tzt damit eine
teleologische Reduktion nicht. FÃ¼r eine solche Reduktion kann aus Sicht der
Kammer nur die BegrÃ¼ndung aus dem Gesetzgebungsverfahren streiten:
"Insbesondere bei einem lÃ¤nger andauernden Aufenthalt im Ausland, bei dem
dennoch der gewÃ¶hnliche Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland bestehen
bleibt, ist die dort (in Â§ 31) vorgesehene Absenkung um lediglich 30 Prozent der
Regelleistung nicht geeignet, den HilfebedÃ¼rftigen zu einer RÃ¼ckkehr nach
Deutschland und der aktiven Mitwirkung an seiner Eingliederung in den
Arbeitsmarkt zu bewegen. Um die missbrÃ¤uchliche Inanspruchnahme von
FÃ¼rsorgeleistungen bei einem nicht genehmigten vorÃ¼bergehenden
auswÃ¤rtigen Aufenthalt innerhalb und auÃ�erhalb der Bundesrepublik Deutschland
zu vermeiden, sollte kÃ¼nftig der Anspruch auf Leistungen bei einem VerstoÃ�
gegen den in Abs. 4a formulierten Grundsatz entfallen" (BT-Drs. 16/1996, S. 26).

Die KlÃ¤gerin war jedoch zur Ã�berzeugung der Kammer nicht infolge Krankheit in
ihrer Vermittlung in Arbeit gefÃ¤hrdet.

Die Dauer des Auslandsaufenthaltes der KlÃ¤gerin bis zum 23.4.2015 war nicht auf
eine Erkrankung zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Die KlÃ¤gerin hat von vorneherein am
29.1.2015 den RÃ¼ckflug fÃ¼r den 23.4.2015 gebucht. Daran hat sich durch die
von ihr angegebene Erkrankung nichts geÃ¤ndert. Ursache ihrer Abwesenheit bis
23.4.2015 war aus Sicht der Kammer nicht die von der KlÃ¤gerin geltend gemachte
Erkrankung, sondern ihre ursprÃ¼ngliche Planung.

Zur Ã�berzeugung der Kammer handelt es sich bei der geltend gemachten
Erkrankung damit um einen Fall der Ã¼berholenden KausalitÃ¤t. Den
Ausgangspunkt fÃ¼r die so umschriebene Fragestellung bilden auf dem Gebiet des
bÃ¼rgerlichen Rechts die FÃ¤lle, in denen der durch ein Ereignis (a) tatsÃ¤chlich
verursachte konkrete Schaden unabhÃ¤ngig von diesem Ereignis auch durch ein
anderes (b) bewirkt worden wÃ¤re, wenn er nicht schon durch jenes (a)
herbeigefÃ¼hrt worden wÃ¤re (vgl. BSG vom 28.6.1968 â�� 9 RV 604/65, zitiert
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nach beck-online). Die KlÃ¤gerin macht bereits selbst nicht geltend, dass sie
frÃ¼her wieder nach Kassel zurÃ¼ckgekehrt wÃ¤re, wenn sie nicht erkrankt wÃ¤re.

SchlieÃ�lich hat die KlÃ¤gerin auch nicht zur Ã�berzeugung der Kammer
nachgewiesen, dass sie tatsÃ¤chlich aufgrund Erkrankung zur Vermittlung in Arbeit
nicht zur VerfÃ¼gung stand.

Dass die KlÃ¤gerin im Zeitraum 1.4.2015 bis 23.4.2015 arbeitsunfÃ¤hig erkrankt
war, ist nicht nachgewiesen. Die die KlÃ¤gerin in Kuba behandelnden Ã�rzte haben
auf den von der KlÃ¤gerin vorgelegten "Certificados MÃ©dicos" die darin explizit
gestellte Frage nach ArbeitsunfÃ¤higkeit unbeantwortet gelassen.

Auch schlieÃ�t nach Auffassung der Kammer das Bestehen von ArbeitsunfÃ¤higkeit
nicht grundsÃ¤tzlich die Wahrnehmung von Terminen beim LeistungstrÃ¤ger oder
die Vornahme von BewerbungsbemÃ¼hungen aus. ArbeitsunfÃ¤higkeit liegt vor,
wenn der Versicherte wegen Krankheit nicht oder nur mit der Gefahr, seinen
Zustand zu verschlimmern, fÃ¤hig ist, seine bisherige oder eine Ã¤hnlich geartete
ErwerbstÃ¤tigkeit auszuÃ¼ben. MaÃ�stab und Bezugspunkt fÃ¼r die Beurteilung
der ArbeitsunfÃ¤higkeit ist grundsÃ¤tzlich die vom LeistungsempfÃ¤nger im
Zeitpunkt der Ã¤rztlichen Feststellung der ArbeitsunfÃ¤higkeit ausgeÃ¼bte
ErwerbstÃ¤tigkeit. Das Aufsuchen des LeistungstrÃ¤gers zur ErfÃ¼llung der
Meldezwecke nach Â§ 59 SGB II iVm Â§ 309 Abs. 2 SGB III oder die Erstellung von
Bewerbungen kann jedoch nicht mit der AusÃ¼bung einer regelmÃ¤Ã�ig
achtstÃ¼ndigen ErwerbstÃ¤tigkeit verglichen werden (vgl. BSG vom 9.11.2010 â�� 
B 4 AS 27/10 R, zitiert nach juris).

Aus den vorgelegten Attesten ergibt sich auch im Ã�brigen nicht, dass die KlÃ¤gerin
an der Wahrnehmung von Terminen oder Bewerbungsversuchen gehindert gewesen
wÃ¤re.

Die Notiz in einem Teil der "Certificado MÃ©dico", dass keine Anstrengung und kein
Stress zu erfolgen habe, bedeutet aus Sicht der Kammer nicht, dass die KlÃ¤gerin
keinerlei Termine wahrnehmen oder BewerbungsbemÃ¼hungen anstellen konnte.
Die KlÃ¤gerin war jedenfalls faktisch in der Lage, einen mehrstÃ¼ndigen Flug von
Kuba nach Deutschland zu bewÃ¤ltigen.

Letztlich kann die Kammer dies aber dahinstehen lassen und sind weitere
Ermittlungen zum Gesundheitszustand der KlÃ¤gerin im April 2015 entbehrlich.

Aus Sicht der Kammer greift der Leistungsausschluss frÃ¼hestens ab Stellung eines
Leistungsantrages (vgl. SG Halle vom 9.4.2014 â�� S 17 AS 4086/13 ER, zitiert nach
juris; [ohne BegrÃ¼ndung] von einem Greifen ab Leistungsbewilligung ausgehend
BeckOK, SGB II, Â§ 7 Rn. 37, zitiert nach beck-online; a.A. wohl [ebenfalls ohne
BegrÃ¼ndung] Gagel, SGB II, Â§ 7 Rn. 84c, zitiert nach beck-online). Abs. 4a stellt
keine Leistungsvoraussetzung dar in dem Sinne, dass sich Leistungsberechtigte in
einem bestimmten zeit- und ortsnahen Bereich aufhalten mÃ¼ssen (vgl. BSG vom
23.5.2012 B 14 AS 133/11 R, zitiert nach juris). Die Erreichbarkeit ist nicht
leistungsbegrÃ¼ndend (vgl. BSG vom 16.5.2012 â�� B 4 AS 166/11 R, zitiert nach
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juris; Hauck/Noftz, aaO, Rn. 259). Der Gesetzgeber hat die Voraussetzungen fÃ¼r
Leistungen abschlieÃ�end in Abs. 1 bestimmt (vgl. BSG vom 23.5.2012, aaO).

Im Zeitpunkt ihrer Abreise hatte die KlÃ¤gerin keinen Antrag auf Leistungen nach
dem SGB II gestellt und es ist fÃ¼r die Kammer glaubhaft, dass sie auch nicht
beabsichtigte, einen solchen zu stellen. FÃ¼r die Kammer ist nach den AblÃ¤ufen
seit 2013 nachvollziehbar, dass die KlÃ¤gerin im Zeitpunkt ihrer Abreise am
31.1.2015 davon ausging, weiterhin KIZ von der Familienkasse zu erhalten, was den
Bezug von Leistungen nach dem SGB II ausgeschlossen hÃ¤tte.

Werden jedoch keine Leistungen nach dem SGB II beantragt oder auch nur deren
Beantragung angedacht, besteht aus Sicht der Kammer keine Notwendigkeit eines
Reisewilligen, Kontakt zum Jobcenter zu suchen.

Auch wenn erst in der Fassung vom 24.3.2011 Eingang in den Wortlaut von Â§ 7
Abs. 4a S. 1 SGB II gefunden hat, dass die Regelungen zur Ortsabwesenheit nur auf
"erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte" Anwendung findet, ist dies bereits zur
aktuell gÃ¼ltigen Fassung anerkannt (vgl. LSG B.-W. vom 14.7.2010 â�� L 3 AS
3552/09, zitiert nach juris; jurisPK, aaO, Rn. 267).

Abgeleitet wird die Nichtanwendbarkeit von Â§ 7 Abs. 4a S. 1 SGB II a.F. teilweise
aus dem Wortlaut: nur erwerbsfÃ¤hige Leistungsberechtigte haben einen
persÃ¶nlichen Ansprechpartner, Bezieher von Sozialgeld nicht (vgl. LSG B.-W. vom
14.7.2010, aaO). Dies Ã¼berzeugt die Kammer allerdings nicht abschlieÃ�end, da
ein persÃ¶nlicher Ansprechpartner nicht stets benannt bzw. direkt nach
Antragstellung noch nicht benannt ist, und generell jeder zur Erteilung von
Zustimmungen zur Ortsabwesenheiten befugte Mitarbeiter des Jobcenters
ausreichend ist (vgl. jurisPK, aaO, Rn. 272).

Zur "Leistungsberechtigung" gehÃ¶rt gemÃ¤Ã� Â§ 37 Abs. 1 S. 1 SGB II jedoch die
Antragstellung. Entgegen der vom Beklagen in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vom
16.2.2016 vertretenen Auffassung hat diese auch nicht stets persÃ¶nlich zu
erfolgen. Eine solche Verpflichtung vermag die Kammer weder dem SGB II noch den
anderen SozialgesetzbÃ¼chern zu entnehmen. GrundsÃ¤tzlich sind bestimmte
Formen bei Antragstellung nicht einzuhalten (vgl. jurisPK, aaO, SGB I, Rn. 30).

Mit der Antragstellung, aber auch erst dann, entstehen allerdings
Mitwirkungspflichten (vgl. SG Halle vom 9.4.2014, aaO). Â§ 61 SGB I sieht vor, dass
derjenige, der Sozialleistungen beantragt oder erhÃ¤lt, auf Verlangen des
zustÃ¤ndigen LeistungstrÃ¤gers zur mÃ¼ndlichen ErÃ¶rterung des Antrags oder zur
Vornahme anderer fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber die Leistung notwendiger
MaÃ�nahmen persÃ¶nlich erscheinen soll. Konkreter hat der Beklagte nach Eingang
eines Antrages auf Leistungen nach dem SGB II die MÃ¶glichkeit, eine
Meldeaufforderung nach Â§ 59 SGB II iVm Â§ 309 SGB III auszusprechen, deren
Nichtbefolgung ggf. nach Â§ 32 Abs. 1 S. 1 SGB II eine Absenkung des Regelbedarfs
um 10 v.H. zur Folge hat. Bei mehreren in kurzen AbstÃ¤nden eintretenden
MeldeversÃ¤umnissen kÃ¶nnen sich diese addieren. Ein alternatives Vorgehen des
LeistungstrÃ¤gers nach Â§ 60 SGB I ist aus Sicht der Kammer zumindest andenkbar
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(vgl. eine solche MÃ¶glichkeit bejahend und den Streitstand skizzierend jurisPK,
aaO, Â§ 59 Rn. 52).

Mit dem Entstehen von Mitwirkungspflichten im Zeitpunkt der Antragstellung ist aus
Sicht der Kammer der Intention des Gesetzgebers, die missbrÃ¤uchliche
Inanspruchnahme von FÃ¼rsorgeleistungen aus dem Ausland zu vermeiden,
hinreichend Rechnung getragen.

Im vorliegenden Fall, in dem die KlÃ¤gerin im selben Monat in dem ihr Ehemann
den Leistungsantrag bei dem Beklagten gestellt hat, nach Kassel zurÃ¼ckgekehrt
ist, spricht gegen die Anwendbarkeit des Leistungsausschlusses schlieÃ�lich aus
Sicht der Kammer auch der Gedanke des Â§ 37 Abs. 2 S. 2 SGB II. Danach wirkt der
Antrag auf Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhaltes auf den Ersten des
Monats zurÃ¼ck. AbhÃ¤ngig von VermittlungsbemÃ¼hungen gemacht hat der
Gesetzgeber diese RÃ¼ckwirkung nicht.

Nach alledem hat die KlÃ¤gerin auch im Zeitraum 1.4.2015 bis 23.4.2015 Anspruch
auf Leistungen nach dem SGB II. Bei deren Auskehrung wird der Beklagte zu
berÃ¼cksichtigen haben, dass er â�� aus Sicht der Kammer zutreffend (vgl. BSG
vom 19.10.2010, aaO; SG Koblenz vom 13.8.2014 â�� S 2 AS 573/13, zitiert nach
juris; jurisPK, aaO, Rn. 282) â�� die Kosten der Unterkunft und Heizung nach dem
Kopfteilprinzip auf die Ã¼brigen Mitglieder der Bedarfsgemeinschaft verteilt hat.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und folgt der Entscheidung in der
Sache selbst.

FÃ¼r die Beteiligten bedurfte die Berufung gegen dieses Urteil der Zulassung, da
der Wert des Beschwerdegegenstandes 750,00 EUR nicht Ã¼bersteigt (Â§ 144 Abs.
1 Satz 1 Nr. 1 SGG); die Kammer hat die Berufung wegen grundsÃ¤tzlicher
Bedeutung der Streitsache zugelassen.

Erstellt am: 04.11.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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